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Otto G. Mayer

System 
der 
Verschwendung

Nach der unerwartet schnellen 
Beilegung der italienischen 

Regierungskrise dürfte dem -  auf 
Ende April verschobenen -  EG- 
Gipfeitreffen nichts mehr im Wege 
stehen. Im nachhinein könnte sich 
diese Verschiebung sogar als hilf­
reich herausstelien, erhielten doch 
alle Beteiligten und Betroffenen 
Zeit, ihre Kompromißbereitschaft 
bilateral auszuloten. Politisch steht 
sicherlich die britische Forderung 
der Senkung des eigenen Netto­
beitrags zur EG im Vordergrund. 
Das eigentliche Problem der EG 
sind aber ebenso sicher nicht so 
sehr die britischen Wünsche oder 
die seiner Partner an Großbritan­
nien als vielmehr die schlichte Fra­
ge nach der Finanzierung des EG- 
Budgets und damit nach den Auf­
gaben der EG. Sehr deutlich wurde 
dieses Kernproblem mit der Ableh­
nung des diesjährigen EG-Haus- 
halts durch das neue, direkt ge­
wählte EG-Parlament. Die Hoff­
nung schien nicht ungerechtfertigt, 
daß entgegen allen Unkenrufen vor 
und nach den Wahlen dieses Par­
lament nicht mit sich selbst genug 
zu tun hätte, sondern Impulse ge­
ben könnte, von der mittienweile 
unsinnig gewordenen Struktur der 
Gemeinschaftsausgaben wegzu­
kommen und -  wie es der EG- 
Budget-Kommissar, Christopher

Tugendhat, formulierte -  ,,den 
Haushalt der Gemeinschaft zu ei­
nem Instrument (zu) machen, von 
dem die Bürger überzeugt sind, 
das es das Europa, in dem sie le­
ben, zum Besseren beeinflußt” .

Dazu würde beispielsweise ge­
hören, daß eine wirklich gemeinsa­
me Energiepolitik betrieben würde, 
um die wirtschaftliche Entwicklung 
des westlichen Europas sicherer 
und unabhängiger zu machen; da­
zu gehörten eine intensive gemein­
same Regional- und Sozialpolitik, 
um eine -  soweit überhaupt mög­
lich -  ausgeglichenere Teilhabe 
der EG-Bürger an, dieser Wirt­
schaftsentwicklung zu gewährlei­
sten, und anderes mehr. Den EG- 
Haushalt (1979) kennzeichnet je ­
doch, daß für solche Gemein­
schaftsaufgaben, für den Sozial- 
und Regionalfonds noch nicht ein­
mal 10%  der IVlittel bereitstehen. 
Schlimmer noch, sie stellen die 
IVIanövriermasse bei finanziellen 
Engpässen dar, weil über 70 % 
(1979) benötigt werden, damit -  
um es einmal überspitzt zu formu­
lieren -  die Nahrungsmittelkosten 
aller EG-Verbraucher erklecklich 
über dem Weltmarktpreisniveau 
gehalten und IVIilchprodukte (auf 
sie entfielen 1979 rund 43 % des 
Agrarhaushaltes) produziert wer­
den, die keiner haben will und ent­
weder eingelagert oder zu niedri­
gen Preisen und damit zu hohen 
Kosten für die EG-Steuerzahler ex­
portiert oder als Futtermittel ver­
kauft werden.

Nun sind solche Klagen nicht 
neu, und abgesehen von den 6 -  
8 % Enwerbstätigen in der Land­
wirtschaft und deren Verbänden 
(aber auch hier schon mit einer ge­
wissen Zurückhaltung) findet sich 
kaum jemand, der dieses System 
öffentlich verteidigen würde, ö k o ­
nomisch gesehen ist es schlicht ein 
System der Verschwendung, da 
die Ziele der Versorgungssicher­
heit und der Teilhabe der Landwirte 
an der „allgemeinen Wirtschafts­
entwicklung” mit anderen IVlaßnah-

men effizienter erreicht werden 
können.

Daß dieses System immer noch 
besteht, ist auch kaum mit rationa­
len politischen Überlegungen zu 
begründen. Denn das Argument, 
daß Ende April in Luxemburg die 
Reform des Systems des gemein­
samen Agrarmarktes wieder ein­
mal hintanstehen werde, weil in der 
Bundesrepublik und Frankreich 
Wahlen bevorständen, klingt nicht 
sehr plausibel angesichts der Tat­
sache, daß die Wahlberechtigten 
aus der Landwirtschaft, gleich wel­
che Agrarpolitik von welchen kon­
servativen, sozialistischen oder li­
beralen Parteien und Regierungen 
betrieben wurde, immer zum über­
wiegenden Teil konservativ wähl­
ten.

Die meisten EG-Bürger werden 
es daher kaum verstehen, daß ihr 
Parlament Ende März die Vor­
schläge der Kommission, die 
Agrarpreise nur um 2,5 % anzuhe­
ben, venworfen hat und statt des­
sen Preisbeschlüsse wie von den 
Agrarverbänden gefordert befür­
wortet und die von der Kommission 
zur Bekämpfung der Überproduk­
tion von Milch, Zucker und Rind­
fleisch vorgesehenen Maßnahmen 
als zu weitgehend ansieht. Damit 
hat sich das Parlament vor dem 
Hintergrund seiner kürzlichen Ab­
lehnung des Haushaltes selbst de­
savouiert. ,,Wenn der Ministerrat 
guten Willen zeigt und das Euro­
päische Parlament in seiner Hal­
tung fest bleibt, können wir diese 
(Haushalts-)Schwierigkeiten über­
winden” , hoffte Kommissar Tu­
gendhat noch Anfang März in ei­
nem Vortrag. Jetzt beruht also die 
Hoffnung nur noch auf dem ,,guten 
Willen”  des Ministerrates. Wahr­
scheinlicher dürfte leider sein, daß 
erst die von der Kommission schon 
vor zwei Jahren für 1981 vorausge­
sagte EG-Finanzkrise eintreten 
muß, damit wenigstens einige drin­
gend notwendige Änderungen vor­
genommen werden. Ende April 
wissen w ir mehr.
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